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Antrag 
der Abgeordneten Dr. Norbert Blüm, Dr. Wolfgang Bötsch, Dr. Horst Ehmke (Bonn), 
Gerhart Rudolf Baum, Dr. Irmgard Adam-Schwaetzer, Dr. Klaus-Dieter Feige, 
Dr. Werner Hoyer, Editha Limbach, Ingrid Matthäus-Maier, Dr. Franz Möller, Franz

-

Müntefering, Wilhelm Rawe, Hans Peter Schmitz (Baesweiler), Wolfgang Zeitlmann 
und weiterer Abgeordneter 

Bundesstaatslösung für eine Aufgabenteilung zwischen der Hauptstadt Berlin, 
dem Parlaments- und Regierungssitz Bonn und den neuen Bundesländern 
(Bonn-Antrag) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In dem Willen, der Einheit der Deutschen in einem zusammen-
wachsenden Europa zu dienen, den Aufbau der neuen Bundes-
länder zu fördern und noch Trennendes zu überwinden, macht 
der Deutsche Bundestag folgenden Vorschlag für ein Miteinander 
von Berlin und Bonn: 

1. Folgende Aufgabenteilung zwischen der Hauptstadt Berlin und 
dem Parlaments- und Regierungssitz Bonn soll durch Bundes-
gesetz festgelegt werden: 

— Erster Amtssitz des Bundespräsidenten wird Ber lin. 

— Sitz des Deutschen Bundestages bleibt Bonn. 

— Sitz des Bundesrates wird Berlin. 

— Sitz der Bundesregierung bleibt Bonn. 

Der Bundeskanzler und weitere Mitglieder der Bundesregie-
rung nehmen einen zusätzlichen Dienstsitz in Berlin. 

2. Die Hauptstadt Berlin repräsentiert Deutschland als Ganzes. 

In Berlin finden die Bundesversammlung und Sitzungen des 
Deutschen Bundestages zu besonders bedeutsamen politischen 
Anlässen statt. Dafür werden umgehend geeignete Arbeitsbe-
dingungen für den Deutschen Bundestag in Berlin insbeson-
dere durch Umbau des Reichstagsgebäudes hergestellt. 

3. Bei den künftigen Entscheidungen über Standorte von Bundes-
einrichtungen ist dem bundesstaat lichen Aufbau Deutschlands 
verstärkt Rechnung zu tragen. 

Die Bundestagspräsidentin wird gebeten, eine Kommission aus 
Vertretern aller Verfassungsorgane, der Länder und der ober- 
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sten Bundesbehörden zu berufen. Diese Kommission soll - als 
unabhängige Föderalismuskommission - Vorschläge zur Ver-
teilung nationaler und internationaler Institutionen erarbeiten, 
die der Stärkung des Föderalismus in Deutschland dienen 

sollen. 

In jedem der fünf neuen Länder sollen mindestens fünf Bundes-
einrichtungen angesiedelt werden, darunter mindestens eine 
Bundesoberbehörde. Neue Bundeseinrichtungen sollen so 

lange ausnahmslos in den neuen Ländern angesiedelt werden, 
bis eine angemessene Verteilung auf alle Länder erreicht ist. 

4. Die Bundesrepublik Deutschland und das Land Berlin sollen 
einen die finanziellen Sonderbelastungen Berlins absichernden 
„Hauptstadtvertrag" schließen, damit Berlin seine Hauptstadt-
aufgaben erfüllen kann. In diesem Vertrag ist auch eine Rege-
lung über die Kosten zu treffen, die Berlin als Hauptstadt 
beispielsweise durch die Erhaltung und Pflege von kulturellen 
Einrichtungen und Baudenkmälern entstehen. 

Darüber hinaus soll Berlin auch in Zukunft wie die fünf neuen 
Länder Finanzhilfen des Bundes zur Überwindung der Folgen 
der jahrzehntelangen Teilung erhalten. Ein wichtiger Beitrag 
dazu ist der schnelle Aufbau und Ausbau leistungsfähiger Ost-

West-Verkehrsverbindungen. 

Bonn, den 19. Juni 1991 
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